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fährdet sie unter Umständen sogar.58 Die vermeintlich 
schnelle Lösung über das Strafrecht verdrängt nur die 
Symptome und setzt bei den eigentlichen Ursachen – 
den gesellscha!lichen Verhältnissen – nicht an.

III. Fazit

Dennoch darf die jetzige Situation nicht hingenommen 
werden. Für eine Verbesserung der Lage vieler Prostitu-
ierter sind wirksame Betreuungsangebote und langfris-
tige Informationskampagnen notwendig.

Außerdem muss bei den gesellscha!lichen Verhältnissen 
angesetzt werden. Es muss in den Fokus genommen wer-
den, welche Schlüsse über den Zustand der Gesellscha! 
die Inanspruchnahme von Prostitution zulässt. Dass es 
nicht ausreichend sozial geächtet wird, eine Frau zu ver-
sachlichen, beruht auf gesellscha!lichen Rollenbildern 
und den damit einhergehenden Machtverhältnissen. 

58 http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,515779,00.html 
(22.12.2011).

Die Gesellscha!, die sich an eine solche Behandlung von 
Frauen in unterschiedlichen Alltagsbereichen gewöhnt 
hat, gewöhnt sich genauso daran, dass die Gleichberech-
tigung von Frau und Mann zwar grundgesetzlich fest-
geschrieben ist, die tatsächlichen Verhältnisse dem aber 
noch immer nicht entsprechen. Niemand darf aber da-
mit zufrieden sein, sich mit Menschenwürdeverletzun-
gen zu arrangieren. Denn sonst verliert die Menschen-
würde faktisch ihren eingangs aufgezeigten Stellenwert. 

Ändern müssen sich daher die tief liegenden Vorstellun-
gen von Rollenbildern. So ist es laut ehemaliger Bundesre-
gierung „Aufgabe aller gesellscha!lichen Krä!e, auch die 
problematischen Auswirkungen der Kommerzialisierung 
von Sexualität auf die in der Gesellscha! präsenten Bil-
der von Geschlechterrollen […] in den Blick zu nehmen 
und Jungen und Männer im Rahmen einer wertebezoge-
nen Diskussion für ihre diesbezügliche Verantwortung 
zu sensibilisieren.“59 Worte, denen Taten folgen müssen – 
nicht nur der Politik, sondern jedes und jeder Einzelnen. 

59 BT-Drucks. 16/4146, S. 6.

Ann Kristin Weber*

Fortgeschrittenenklausur im Zivilrecht: Bereicherungsrecht

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg. Der Beitrag beruht auf ei-
ner Klausur, die im Sommersemester 2011 zur Vorlesung Schuldrecht 
BT III von Herrn Dr. iur. Jürgen Plate VRiLG a. D. gestellt wurde. Die 
Klausur wurde mit „gut“ bewertet. 

Die Klausur zur Vorlesung Schuldrecht BT III beschä!igt 
sich mit Problemen der Leistungs- und der Nichtleistungs-
kondiktion und ihrem Verhältnis zueinander. Auch Kennt-
nisse über die Geschä!sführung ohne Au!rag sowie den 
rechtsgeschä!lichen und gesetzlichen Eigentumserwerb im 
Sachenrecht waren bei der Bearbeitung erforderlich. 

Sachverhalt

Der vermögende Bauherr B. Auher (B) hat mit dem Bau-
unternehmer U. N. Tanema (U) einen Bauvertrag über 
die Errichtung eines schlüsselfertigen Wohnhauses auf 
dem Grundstück des B zum Festpreis von 500.000 Euro 
geschlossen.  Im Bauvertrag ist vorgesehen, dass U das 
Bauvorhaben durch von ihm in seinem Namen und auf 
seine Rechnung beau!ragte Subunternehmen realisiert. 
Als der sich wegen seiner sehr engen Kalkulation ohne-
hin bereits in Zahlungsschwierigkeiten be"ndliche U 

erkennen muss, dass er wegen überraschend gestiege-
ner Rohsto#preise für Kupfer und andere Metalle ohne 
Einsatz eigener Geldmittel keinen Subunternehmer für 
die Heizungsanlage bezahlen kann, schließt er in seiner 
Verzwei$ung und die Konsequenzen zunächst einfach 
verdrängend im Namen des B aber ohne dessen Voll-
macht handelnd mit dem an die Vollmacht glaubenden 
I. N. Stallatör (I) einen Werkvertrag, aufgrund dessen 
der I für einen Festpreis von 50.000 Euro mit von I selbst 
zu bescha#endem Material die Heizungsanlage erstellt. 
Der I wendet für den Erwerb des erforderlichen Mate-
rials 40.000 Euro auf, was dessen Wert entspricht. Der 
B geht bei seinen Besuchen auf der Baustelle davon aus, 
dass der U die Heizungsanlage durch ein von diesem 
selbst beau!ragtes Unternehmen auf eigene Rechnung 
installieren lässt. Nach Fertigstellung und Abnahme des 
Hauses zahlt der B die vereinbarten 500.000 Euro an U. 

1. Jetzt verlangt der I von B Zahlung von 50.000 Euro 
und, als dieser ablehnt, zumindest Zahlung in Höhe 
des Wertes seiner erbrachten Leistungen, jedenfalls aber 
Zahlung in Höhe des Wertes des eingebauten Materi-
als. (A)
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2. I will wissen, ob er auch Ansprüche gegen U hat. (B)

Variante: Der U hat die Heizung doch für einen Festpreis 
von 10.000 Euro durch ein von ihm im eigenen Namen 
als Subunternehmer beau!ragtes Installationsunterneh-
men einbauen lassen. Das war möglich gewesen, weil der 
U selbst das dafür erforderliche und dem Installations-
unternehmen zur Verfügung gestellte Material im Werte 
von 40.000 Euro sehr preisgünstig für 20.000 Euro von 
dem Lieferanten L. Ifa (L) eingekau! und sich übereig-
nen und übergeben lassen hatte. Der L hatte das Materi-
al seinerseits für 10.000 Euro von D. Ihb (D), der es dem 
Eigentümer E. Igen (E) von einer schlecht bewachten 
Großbaustelle gestohlen hatte, käu$ich erworben und 
sich übereignen und übergeben lassen. Weder der der L, 
noch der U und noch der B wussten von dem Diebstahl.

Einem eingeholten Sachverständigengutachten zufolge 
ist in der von B an den U gezahlten Vergütung in Höhe 
von 500.000 Euro für das Material der Heizungsanlage 
ein Vergütungsansteil von  € 30 000,- einkalkuliert.

E verlangt Herausgabe des eingebauten Materials von B, 
zumindest aber eine Vergütung in Geld. Der B bestrei-
tet den Anspruch; zumindest sei er durch die Zahlung 
der 500.000 Euro an den U ganz oder teilweise entrei-
chert. (C). 

Gutachten

A. Ansprüche des I gegen B

I. Anspruch des I gegen B aus einem 
Werkvertrag gem. § 631 BGB

I könnte einen Anspruch gegen B aus einem Werkvertrag 
gem. § 631 BGB auf Zahlung von 50.000 Euro haben.

1. Anspruch entstanden
Der Anspruch müsste entstanden sein. I und B müssten 
einen wirksamen Werkvertrag gem. § 631 BGB geschlos-
sen haben. Dies bedarf zweier kongruenter Willenserklä-
rungen.

Ein Angebot hat der B selbst nicht abgegeben. Allerdings 
könnte er von U wirksam vertreten worden sein. U hat 
eine eigene Willenserklärung abgegeben und im frem-
den Namen i. S. d. § 164 BGB gehandelt. Allerdings han-
delte er ohne Vertretungsmacht i. S. d. § 167 BGB. Der 
Vertrag wurde folglich gem. § 177 I BGB schwebend 
unwirksam. B hat eine Genehmigung i. S. d. § 184 BGB 
nicht erteilt. Folglich ist kein wirksamer Werkvertrag 
zwischen B und I zustande gekommen. Der Anspruch 
ist nicht entstanden.

2. Ergebnis
I hat gegen B keinen Anspruch auf Zahlung von 50.000 
Euro aus einem Werkvertrag i. S. d. § 631 BGB.

II. Anspruch des I gegen B aus einer 
Geschäftsführung ohne Auftrag gem. §§ 677, 
683 1, 670 BGB

Der I könnte einen Anspruch gegen B auf Zahlung von 
50.000 Euro als Aufwendungsersatz aus einer Geschä!s-
führung ohne Au!rag gem. §§ 677, 683 1, 670 BGB haben.

1. Geschäftsbesorgung
Zunächst müsste der I eine Geschäftsbesorgung 
gem.§ 677 BGB für den B getätigt haben. Dies meint eine 
hypothetisch fremdnützige Erledigung einer jeden An-
gelegenheit. Es werden sowohl rechtsgeschä!liche als 
auch tatsächliche Handlungen umfasst. Der I hat für 
den B eine Heizungsanlage erstellt, was zumindest eine 
tatsächliche Handlung darstellt. Folglich liegt eine Ge-
schä!sführung vor.

2. Fremdes Geschäft
Außerdem müsste der I das Geschä! für einen anderen 
getätigt haben, also ein fremdes Geschä! ausgeführt 
haben. Ein fremdes Geschä! liegt vor, wenn es in den 
P$ichten- und Interessenkreis eines anderen fällt. Hier 
liegt es im Interesse des B, dass eine Heizungsanlage in 
seinem Haus errichtet wird, folglich handelt es sich um 
ein fremdes Geschä!. 1

3. Fremdgeschäftsführungswille
I müsste mit Fremdgeschä!sführungswillen gehandelt 
haben. Dies bedeutet das Bewusstsein und den Willen, 
ein fremdes Geschä! für einen anderen zu erledigen. I 
handelte jedoch hauptsächlich, um den vermeintlich ge-
schlossenen Vertrag und damit die eigene Verbindlich-
keit zu erfüllen. Folglich handelte er nicht mit Fremdge-
schä!sführungswillen.

4. Ergebnis
I hat gegen B keinen Anspruch auf Zahlung von 50.000 
Euro gemäß §§ 677, 681 1, 670 BGB.

III. Anspruch des I gegen B auf Zahlung von 
50.000 Euro gemäß § 812 I 1 Alt. 1 BGB

I könnte einen Anspruch gegen B auf Zahlung von 50.000 
Euro gemäß § 812 I 1 Alt. 1 BGB haben. 

1. Etwas erlangt
B müsste etwas erlangt haben. Etwas ist jeder vermö-
genswerte Vorteil. B hat die Werkleistung des I sowie das 

1 Hier hätte man ein „auch-fremdes“ Geschä! annehmen sollen, da I 
auch seine eigene Verp$ichtung aus dem Werkvertrag erfüllen wollte.
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Eigentum und den Besitz an dem Material gem. § 946, 
94 I, II BGB erlangt.

2. Durch Leistung des Anspruchstellers
B müsste es durch Leistung des Anspruchstellers erlangt 
haben. Leistung meint jede bewusste und zweckgerich-
tete Mehrung fremden Vermögens. Wer genau geleistet 
hat, scheint problematisch. Betrachtet man dies aus Sicht 
des I, so hat er den vermeintlich geschlossenen Kaufver-
trag mit B erfüllen wollen. Er hat als Leistungszweck die 
Erfüllung seiner Verbindlichkeit gesehen.

Stellt man auf die Sicht des B ab, so wusste dieser gar 
nichts von einer angeblichen Verbindlichkeit. Er dachte, 
dass I als Subunternehmer des U die Anlage fertiggestellt 
hätte. Aus seiner Sicht hat I keinen Leistungszweck ihm 
gegenüber erfüllt und somit nicht geleistet.

Fraglich ist, auf wessen Sicht abzustellen ist. Versteht 
man den Leistungsbegri# rein formelha!, so kommt es 
auf die subjektive Zweckbestimmung durch den Zuwen-
denden an. Jedoch könnte sich aus einer wertenden Be-
trachtungsweise etwas anderes ergeben. Einerseits hat I 
auf die bestehende Vertretungsmacht des U vertraut und 
an das bestehen des Werkvertrags geglaubt. Andererseits 
ist der B aber ebenfalls schutzwürdig, da er nur auf den 
mit B geschlossenen Vertrag vertraute. Zudem würde B 
Gefahr laufen, doppelt in Anspruch genommen zu wer-
den, wenn er schon an U gezahlt hat. Dies erscheint un-
billig, sodass aus wertenden Gesichtspunkten auf die 
Sichtweise des B abzustellen ist.2 Folglich hat I nicht ge-
leistet.

3. Ergebnis
Ein Anspruch des I gegen B gem. § 812 I 1 Alt. 1 BGB auf 
Zahlung von 50.000 Euro ist nicht gegeben.

IV. Anspruch des I gegen B aus § 812 I 1 Alt. 2 
BGB

Der I könnte einen Anspruch gegen B in Höhe von 50.000 
Euro gemäß § 812 I 1 Alt. 2 BGB haben. 

1. Etwas erlangt
Der B hat etwas erlangt, s. o.

2. In sonstiger Weise 
Dieses etwas müsste er in sonstiger Weise erlangt ha-
ben. Allerdings ist dies ausgeschlossen, wenn B das et-
was schon durch Leistung erlangt hat. Dies ergibt sich 
aus dem Wortlaut der Norm. Fraglich ist also, ob der U 
schon an den B geleistet hat. Zwischen U und B bestand 
ein Werkvertrag, den U erfüllen wollte. Zu diesem Zweck 

2 Aus diesem Grund werden die §§ 133, 157 BGB entsprechend ange-
wendet und die Zweckbestimmung des Zuwendenden vom objektiven 
Empfängerhorizont ausgelegt.

der Erfüllung hat sich U des I als Leistungsgehilfen be-
dient. Folglich hatte U einen eigenen Leistungszweck, er 
hat auch bewusst das Vermögen des B gemehrt. Folglich 
hat U an B geleistet. Somit kann B das etwas nicht in 
sonstiger Weise erlangt haben.

3. Ergebnis
I hat gegen B keinen Anspruch in Höhe von 50.000 Euro 
gem. § 812 I 1 Alt. 2 BGB.

V. Anspruch des I gegen B aus §§ 951, 812 I 1 
Alt. 2 BGB

Fraglich ist, ob I gegen B einen Anspruch auf Zahlung 
des Wertes des eingebauten Materials in Höhe von 
40.000 Euro gemäß §§ 951, 812 I 1 Alt. 2 BGB hat.

1. Etwas erlangt
Der B müsste etwas erlangt haben. Dies meint jeden ver-
mögenswerten Vorteil. B hat zumindest den Besitz an 
der Heizungsanlage erlangt. Er könnte außerdem das Ei-
gentum an der Anlage erlangt haben. Durch ein Rechts-
geschä! mit I hat er dieses nicht erworben. Allerdings 
könnte er das Eigentum gemäß § 946 BGB erworben ha-
ben. Eine bewegliche Sache könnte mit einem Grund-
stück verbunden worden sein, sodass sie wesentlicher 
Bestandteil des Grundstücks wurde. Die Heizungsanlage 
ist eine bewegliche Sache. Sie müsste gemäß § 94 II BGB 
zunächst wesentlicher Bestandteil eines Grundstücks 
geworden sein. Hierzu gehören die zur Herstellung ei-
nes Gebäudes eingefügten Sachen. Eine Heizungsanla-
ge wird eingefügt, um ein Gebäude herzustellen und ist 
folglich ein wesentlicher Bestandteil des Gebäudes. Ge-
mäß § 94 I BGB gehören zu den wesentlichen Bestand-
teilen eines Grundstücks auch Gebäude. Folglich ist die 
Heizungsanlage wesentlicher Bestandteil des Grund-
stücks i. S. v. § 946 BGB geworden. Das Eigentum an dem 
Grundstück erstreckt sich also auch auf die Heizungsan-
lage. Folglich hat B das Eigentum an der Heizungsanlage 
erlangt.

2. In Sonstiger Weise
Das etwas müsste der B in sonstiger Weise erlangt haben. 
Wegen des Vorrangs der Leistungskondiktion dür!e er 
es nicht durch Leistung erlangt haben. Wie schon vor-
her festgestellt, hat allerdings der U an den B geleistet, 
sodass ein Anspruch gem. § 812 I 1 Alt. 2 BGB ausschei-
den würde. Allerdings stellt sich die Frage, ob hier nicht 
aus Gerechtigkeitsgründen eine wertende Korrektur in 
Form einer Ausnahme vom Vorrang der Leistungskon-
diktion zugelassen werden soll. Es ist daher darauf ab-
zustellen, ob der I gegen den B einen Anspruch gehabt 
hätte, wenn der U hypothetisch gesehen rechtsgeschä!-
lich an den B das Eigentum übertragen hätte. Allerdings 
hätte B das Eigentum dann gutgläubig erworben. Der 
gutgläubige Erwerb stellt einen Rechtsgrund zum Behal-
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tendürfen dar, der gutgläubige Erwerb ist also kondikti-
onsfest. Folglich hätte I gegen B keinen Anspruch. 

3. Ergebnis 
Der I hat gegen B keinen Anspruch auf Zahlung von 
40.000 Euro gem. § 812 I 1 Alt. 2 BGB.

B. Ansprüche des I gegen U

I. Anspruch des I gegen U aus § 179 I BGB

I könnte einen Anspruch gegen U gemäß § 179 I BGB 
auf Ersatz der 40.000 Euro Material sowie auf Ersatz der 
10.000 Euro haben. Der U hat mit I einen Vertrag ge-
schlossen, ohne Vertretungsmacht zu haben. Er war ge-
genüber B nicht hierzu berechtigt gem. § 167 BGB. Folg-
lich hat I nach seiner Wahl einen Anspruch auf Erfüllung 
oder auf Schadensersatz. 

II. Anspruch des I gegen U aus § 812 I 1 Alt. 2 
BGB

I könnte einen Anspruch gegen U gem. § 812 I 1 Alt. 2 
BGB auf Zahlung der 50.000 Euro haben.

1. Etwas erlangt
Der U müsste etwas erlangt haben. Er hat die Befreiung 
von der Pf licht zur Erbringung der Werkleistung er-
langt.

2. In sonstiger Weise
U hat dies auch in sonstiger Weise auf Kosten des I er-
langt.

3. Eingriff in eine Schutzposition
Dies widersprach auch dem Zuweisungsgehalt einer 
Schutzposition, da I eigentlich einen Anspruch auf die 
Vergütung hat.

4. Ohne rechtlichen Grund
U hat dies auch ohne rechtlichen Grund erlangt, da er 
seine Verbindlichkeit gegenüber B nicht erfüllt hat. Ein 
Grund für das Behaltendürfen besteht nicht.

5. Rechtsfolge
I hat gegen U einen Anspruch auf Herausgabe des Er-
langten gem. § 818 I BGB. Das erlangte, nämlich die Be-
freiung von einer P$icht, ist allerdings nicht herausgeb-
bar. Folglich hat U an I 50.000 Euro als Wertersatz gem. 
§ 818 II BGB zu leisten.

6. Ergebnis
I hat gegen U einen Anspruch auf Zahlung von 50.000 
Euro gem. § 818 I 1 Alt. 2 BGB.

C. Ansprüche des E gegen B

I. Anspruch des E gegen B aus §§ 985, 986 BGB

E könnte gegen B einen Anspruch auf Herausgabe des 
eingebauten Materials haben. Dafür müsste E Eigentü-
mer des Materials sein. Jedoch hat B nach §§ 946, 94 BGB 
das Eigentum an dem Material erlangt. E ist nicht mehr 
Eigentümer. Ein Anspruch des E gegen B aus §§ 985, 986 
BGB besteht nicht.

II. Anspruch des E gegen B aus §§ 951, 812 I 1 
Alt. 2 BGB

Ein Anspruch des E gegen B auf Rückgabe und Rückü-
bereignung oder zumindest auf eine Vergütung könnte 
sich aus §§ 951, 812 I 1 Alt. 2 BGB ergeben.

1. Etwas erlangt
Der B müsste etwas erlangt haben. B hat das Eigentum 
und den Besitz an dem Material erlangt.

2. In sonstiger Weise
Dies müsste er in sonstiger Weise auf Kosten des An-
spruchstellers erlangt haben. Zunächst dür!e an B nicht 
geleistet worden sein. Allerdings wollte der U den Werk-
vertrag mit B erfüllen und hat sich eines Subunterneh-
mers als Erfüllungsgehilfen bedient und dabei einen 
eigenen Leistungszweck verfolgt. Folglich hat U an B ge-
leistet. Damit wäre ausgeschlossen, dass B etwas in sons-
tiger Weise erlangt hat. Fraglich ist aber, ob von dem 
Vorrang der Leistungskondiktion aus wertenden Ge-
sichtspunkten eine Ausnahme zugelassen werden muss. 
Der E sollte nämlich nicht schlechter gestellt werden, als 
wenn U dem B das Eigentum rechtsgeschä!lich übertra-
gen hätte. Eine Einigung und Übergabe zwischen U und 
B hätte dann vorgelegen. B war auch gutgläubig. Aller-
dings ist ein gutgläubiger Erwerb bei abhanden gekom-
menen Sachen gem. § 935 BGB ausgeschlossen. D hat 
dem E die Sache gestohlen, folglich war sie abhanden ge-
kommen. Es erscheint nicht überzeugend, den E schlech-
ter zu stellen, nur weil der U dem B das Material nicht 
übereignet, sondern gleich eingebaut hat. Vom Vorrang 
der Leistungskondiktion ist folglich eine Ausnahme zu-
zulassen. B hat das Eigentum und den Besitz auf Kosten 
des E und in sonstiger Weise erlangt.

3. Eingriff in eine Schutzposition
Es müsste ein Eingri# in eine Schutzposition vorliegen, 
der im Widerspruch zum Zuweisungsgehalt der Schutz-
position liegt. B hat in das Eigentum des E eingegri#en. E 
kann mit seinem Eigentum nicht mehr i. S. d. § 903 BGB 
verfahren, wie er möchte. Folglich steht der Eingri# im 
Widerspruch zur Schutzposition. B hat das etwas auch 
unmittelbar erlangt.
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4. Ohne rechtlichen Grund
Das etwas müsste ohne Rechtsgrund erlangt worden sein. 
Ein Rechtsgrund liegt vor, wenn ein Grund zum Behal-
tendürfen gegeben ist und kein Ausgleich geschuldet 
wird. Zwar könnte man annehmen, dass in § 946 BGB 
ein Rechtsgrund liegt, jedoch wird gem. § 951 1 BGB ein 
Ausgleich geschuldet. Folglich liegt in § 946 BGB kein 
Rechtsgrund.

5. Rechtsfolge
Gem. § 951 I 1 BGB wird eine Vergütung in Geld nach 
den Vorschri!en über die Herausgabe einer ungerecht-
fertigten Bereicherung geschuldet. Gem. § 818 II BGB 
ist Wertersatz zu leisten. Fraglich ist, in welcher Höhe 
der Zahlungsanspruch des E gegen B besteht. B könnte 
gemäß § 818 III BGB jedoch entreichert sein. Er hat die 

gesamte Summe schon an den U gezahlt. Allerdings ist 
der gezahlte Kaufpreis nicht als Entreicherung zu sehen. 
Hätte B das Eigentum durch Rechtsgeschä! erworben, 
hätte E gegen B einen Anspruch gem. § 985 BGB. Auch 
hier kann man sich nicht auf einen bezahlten Kaufpreis 
berufen. Das gleiche muss für den Rechtsfortsetzungs-
anspruch aus §§ 951, 812 I 1 Alt. 2 BGB gelten. Aller-
dings ist fraglich, ob der Zahlungsanspruch in Höhe von 
30.000 Euro oder in Höhe des objektiven Wertes besteht. 
Der Bereicherungsschuldner darf jedoch nicht schlechter 
gestellt werden. Der Anspruch bemisst sich auf 30.000 
Euro.

6. Ergebnis
E hat gegen B einen Anspruch auf Zahlung von 30.000 
Euro. 

Gegenstand dieser Fortgeschrittenenklausur sind ne-
ben der Prüfung klassischer BT-Tatbestände (§§ 242, 263 
StGB) die Straßenverkehrsdelikte (§§ 315 b ". StGB). Hier-
bei musste besonders im Rahmen der objektiven Zurech-
nung eine sorgfältige Prüfung vorgenommen werden. Im 
zweiten Teil musste zudem diskutiert werden, ob eine 
Stra#arkeit der L gegenüber M aufgrund einer rechtfer-
tigenden Einwilligung seitens des Verletzten ausgeschlos-
sen ist. 

Sachverhalt

A hatte seinen Pkw in Hamburg vor seinem Einfamili-
enhaus abgestellt und, da er nur kurz etwas herausho-
len wollte, den Zündschlüssel stecken gelassen. M beob-
achtete dies, setzte sich in den Wagen und fuhr damit 
nach Kassel, wo er wohnte. Er wollte den Wagen und 
eventuell darin be"ndliche Wertgegenstände behalten. 
Als er dann zu Hause den Ko#erraum ö#nete, fand er 
dort eine antike Lampe, deren Marktwert er zutre#end 
auf 6000,– € schätzte. Am folgenden Tag bot er die Lam-
pe für 3000,– € der Antiquitätenhändlerin H zum Kauf 
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an. H war einverstanden, denn sie fand den Preis güns-
tig und ahnte nicht, dass M die Lampe gestohlen haben 
könnte. Sie zahlte und erhielt die Lampe.

Zwei Wochen später hatte M Alkohol in einer Gaststätte 
getrunken, zu der er mit dem entwendeten Wagen gefah-
ren war. Als er die Gaststätte verlassen hatte und neben 
dem Wagen stand, unschlüssig, ob er damit in alkoho-
lisiertem Zustand nach Hause fahren solle, kam aus der 
Gaststätte L, eine Bekannte, und fragte, ob es nicht bes-
ser sei, wenn sie den Wagen fahre. L wohnte im selben 
Haus wie M. Dieser fand die Idee gut, denn er wusste 
zwar, dass L auch einigen Alkohol getrunken hatte und 
nicht mehr zuverlässig fahren konnte; er meinte aber, 
dass es zu einem Unfall nicht kommen werde, denn L 
hatte, wie er wusste, weniger getrunken als er. L fuhr 
also los und hielt sich zunächst an die in der Stadt gel-
tende Geschwindigkeitsbegrenzung (50 km/h). Als ihr 
jedoch ein"el, dass sie ihrem Freund versprochen hat-
te, um 23 Uhr zu Hause zu sein, beschleunigte sie auf 
80 km/h, denn es war 23.55 Uhr. M protestierte gegen 
die hohe Geschwindigkeit. L ging nicht darauf ein. Als in 
geringem Abstand vor ihr aus einer Nebenstraße T mit 
seinem Pkw unter Verletzung der Vorfahrtsregel auf die 
von L genutzte Fahrbahn fuhr, bremste L sofort scharf 
ab und versuchte auszuweichen, konnte eine Kollision 
mit T s̀ Wagen aber nicht mehr vermeiden. Die beiden 
kollidierten Wagen wurden beschädigt. L und T blieben 
unverletzt. M erlitt einen Knochenbruch, der nach fünf 


